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 Verfahrensvermerke 

1. Aufstellungsbeschluss 
Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Tiefenbach hat in der Sitzung vom 16.07.2024 ge-
mäß § 2 Abs.1 BauGB die Änderung des Bebauungsplans „Waldstraße“ mit Deckblatt Nr. 2 be-
schlossen. Der Beschluss zur Änderung wurde am 20.12.2024 ortsüblich bekannt gemacht. 

2. Behördenbeteiligung 
Zu dem Entwurf des Deckblatts Nr. 2 in der Fassung vom 07.11,2024 wurden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Abs.2 Nr.3 Alt.2 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB in der 
Zeit vom 30.12.2024 bis 31.01.2025 beteiligt. 

3. Öffentlichkeitsbeteiligung 
Der Entwurf des Deckblatts Nr. 2 in der Fassung vom 07.11.2024 wurde mit der Begründung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 30.12.2024 bis 31.01.2025 im Internet veröffentlicht. 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet wurde eine Planfassung in Papierform in der Gemein-
deverwaltung, Zimmer EG 13, Pilgrimstraße 2, 94113 Tiefenbach, zu den üblichen Dienststunden 
zur Durchsicht bereitgestellt. Die Unterlagen wurden über das zentrale Internetportal des Landes 
zugänglich gemacht.  

4. Erneute Behördenbeteiligung 
Zu dem Entwurf des Deckblatts Nr. 2 in der Fassung vom 07.07.2025 wurden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Abs.2 Nr.3 Alt.2 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB in der 
Zeit vom 12.08.2025 bis 12.09.2025 erneut beteiligt. 

5. Erneute Öffentlichkeitsbeteiligung 
Der Entwurf des Deckblatts Nr. 2 in der Fassung vom 07.07.2025 wurde mit der Begründung ge-
mäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 12.08.2025 bis 12.09.2025 erneut im Internet ver-
öffentlicht. Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet wurde eine Planfassung in Papierform in der 
Gemeindeverwaltung, Zimmer EG 13, Pilgrimstraße 2, 94113 Tiefenbach, zu den üblichen Dienst-
stunden zur Durchsicht bereitgestellt. Die Unterlagen wurden über das zentrale Internetportal des 
Landes zugänglich gemacht. 

6. Satzungsbeschluss 
Die Gemeinde Tiefenbach hat mit Beschluss des Bau- und Umweltausschuss vom 18.09.2022 
das Deckblatt Nr. 2 zum Bebauungsplan „Waldstraße“ gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung 
vom 17.09.2025 als Satzung beschlossen. 

  
 
Tiefenbach, den ........................ 

 
 
................................................. 
   ( Christian Fürst, 1. Bürgermeister ) 

 
 
................................ 
         ( Siegel ) 

7. Ausfertigung  

  
 
Tiefenbach, den ........................ 

 
 
................................................. 
   ( Christian Fürst, 1. Bürgermeister ) 

 
 
................................ 
         ( Siegel ) 

8. Bekanntmachung 
Der Satzungsbeschluss zu dem Deckblatt Nr. 2 wurde am ................... gemäß § 10 Abs. 3 Halb-
satz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Das Deckblatt Nr. 2 zum Bebauungsplan „Waldstraße“ 
wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Das Deckblatt Nr. 2 ist 
damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen. 

  
 
Tiefenbach, den ........................ 

 
 
................................................. 
   ( Christian Fürst, 1. Bürgermeister ) 

 
 
................................ 
         ( Siegel ) 
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 Zeichenerklärung für die planlichen Festsetzungen 

  

 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 

Es gelten weiterhin die planlichen Festsetzungen der Urfassung mit 
Änderungen bei 

- 1. Art der baulichen Nutzung 
Die Festsetzung für MI Mischgebiet wird aufgehoben 
- 2. Maß der baulichen Nutzung 
Die Festsetzungen zur Anzahl maximal zulässiger Wohnungen und zur Anzahl 
erforderlicher Stellplätze werden aufgehoben. 
- Planzeichen 3.3 Baulinie entfällt, da keine entspr. Festsetzung getroffen wird 
- Planzeichen 4.3 Straßenbegrenzungslinie entfällt, da keine entspr. Festsetzung 
getroffen wird 
- Planzeichen 7.1 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze ... entfällt, da zukünftig 
keine entspr. Festsetzungen getroffen werden 
- Planzeichen 7.3 Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung entfällt, da gesamter 
Geltungsbereich als WA festgesetzt. 
- Planzeichen 7.5 ergänzt, Festsetzung entsprechend schalltechnischer Unter-
suchung 
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 Textliche Festsetzungen 

  
Es gelten weiterhin die textlichen Festsetzungen der Urfassung mit 
Änderungen bei 
- Art der baulichen Nutzung (Pkt. 1.1) 
Die Festsetzung MI Mischgebiet wird ersetzt durch WA Allgemeines Wohngebiet 
- Maß der baulichen Nutzung (Pkt. 1.2) 
Die Festsetzung der höchstzulässigen Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
entfällt. 
- Allgemeine Gestaltung (Pkt. 4.0) 
entfallen 
- Geländeveränderung (unter Pkt. 6.0) 
Präzisierung der maximal zulässigen Aufschüttungen und Abgrabungen. 
- Besondere Festlegungen (unter Pkt. 6.0) 
Die Angaben zur Gestaltung der Vorgärten entfallen. 
- Garagen und Nebengebäude Pkt. 7.0) 
Die Angaben bezüglich der Grenzgaragen entfallen. 
- Wandhöhe (Pkt.8.0) 
Neue Definition der Wandhöhe, bezogen auf das natürliche Gelände (Urgelände) 
- Gestaltung der baulichen Anlagen (Pkt. 8.0) 
Die immissionsschutztechnischen Festsetzungen für die Parzellen Nr. 4 und 5 
entfallen.  
 
Folgende Festsetzungen wurden ergänzt: 
 
- 8.5 Immissionsschutztechnische Festsetzungen  
Für den gesamten Geltungsbereich werden Festsetzungen entsprechend der 
schalltechnischen Untersuchung zu Deckblatt Nr. 2 getroffen 
- 11.0 Anbaubeschränkungen (Art. 23 und 24 BayStrWG) 

- 12.0 Sichtdreiecke 
- 13.0 Anpflanzungen (Art. 30 BayStrWG) 
- 14.0 Oberflächenwasser (Art. 9 und 10 BayStrWG) 

- 15.0 Stellplätze 
- 16.0 Pferdehaltung 

 Auf den nachfolgenden Seiten sind die Textlichen Festsetzungen der Urfassung 
dargestellt. Mit Deckblatt Nr. 2 entfallene Festsetzungen wurden durchgestrichen, 
geänderte Festsetzungen durch Roteintrag ergänzt. 
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Aufschüttungen und Abgrabungen sind bis zu 1,50 m zu-
lässig. Böschungen dürfen nicht steiler als 1:1,5 ausge-
bildet werden. Sie müssen ausgerundet an das ursprüng-
liche Gelände an der Grundstücksgrenze anschließen. 
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               x) Wandhöhe Als Wandhöhe gilt das Maß von der bestehenden natür-                
 lichen Geländeoberfläche (Urgelände) bis zum Schnittpunkt  
                                              der Außenwand mit der Dachhaut, traufseitig gemessen. 
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8.5 Immissionsschutztechnische Festsetzungen 

 
Nachfolgende Festsetzung gilt für Anträge auf Genehmigung / Vorlage im 
Genehmigungsfreistellungsverfahren für die Errichtung, Änderung oder 
Nutzungsänderung einer baulichen Anlage, die nach dem Inkrafttreten der 
Änderung des Bebauungsplans Waldstraße durch Deckblatt Nr. 2 gestellt 
werden. 
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Räumen sind 
technische Vorkehrungen zum Schutz gegen Außenlärm gemäß der zum Zeitpunkt 
der Bauantragsstellung baurechtlich eingeführten Normen u. Richtlinien vorzusehen. 
Im Bereich der Baufenster an der Kreisstraße sind maßgebliche Außenlärmpegel bis 
zu 67 dB(A), im Bereich der südwestlichen Baufenster bis zu 62 dB(A) zu erwarten.  
In dem in der Planzeichnung mit Planzeichen „Umgrenzung der Flächen für Vorkeh-
rungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen“ gekennzeichneten Be-
reich sind Schlafräume mit schallgedämmten Lüftungseinrichtungen oder gleichwer-
tigen Maßnahmen auszustatten, sofern der betroffene Raum nicht durch ein weiteres 
Fenster an einer lärmabgewandten Gebäudeseite belüftet werden kann. Wohn- und 
Schlafräume in Einzimmerwohnungen sowie Gäste- und Kinderzimmer sind dabei 
wie Schlafräume zu betrachten. Alternativ können in betroffenen Bereichen mit zur 
Lüftung vorgesehenen Fenstern von Schlafräumen andere bauliche Schallschutz-
maßnahmen, wie z. B. Doppelfassaden, verglaste Loggien, Wintergärten oder ver-
gleichbare Maßnahmen vorgesehen werden. Ebenfalls können, zumindest in nicht 
extrem lärmbelasteten Bereichen, entsprechend ausgeführte Schiebeladenkonstruk-
tionen, Prallscheiben oder Kastenfensterkonstruktionen mit schalldämmenden Zwi-
schenraum eingesetzt werden, um auch in Kipplüftungsstellung einen ausreichenden 
Schallschutz der Schlafräume sicherzustellen. Von dieser Auflage kann abgewichen 
werden, wenn im Rahmen eines Einzelnachweises ermittelt wird, dass aufgrund der 
Bauhöhe, Position oder Ausrichtung des Gebäudes, zwischenzeitlich veränderter 
Bebauung in der Umgebung oder dauerhaft verringerter Lärmemissionen der Straße 
an dem belüftungsrelevanten Fenster der Beurteilungspegel durch Verkehrslärm den 
Wert von 45 dB(A) in der Nacht, ermittelt auf Grundlage der zum Zeitpunkt der Bau-
antragstellung gültigen Regeln zur Ermittlung der Geräuscheinwirkungen durch 
Straßenlärm, nicht überschreitet. 

Fenster in Fassaden mit Grenzwertüberschreitungen, die zu schützenswerten Räumen 
führen, sind so auszuführen, dass sie sich im täglichen Gebrauch nicht öffnen lassen. 
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11.0  Anbaubeschränkungen (Art. 23 und 24 BayStrWG) 

Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile 
der Ortsdurchfahrten (freie Strecke) sind entlang der Kreisstraße die Anbaube-
schränkungen bis zu einer Entfernung von 15 m, gemessen vom äußeren Fahr-
bahnrand, zu beachten. Von der Anbaubeschränkung sind alle baulichen Anlagen, 
einschließlich Verkehrsflächen, Stellplätze, Aufschüttungen oder Abgrabungen 
größeren Umfangs, Stützmauern, Lärmschutzwände etc. betroffen. 
 

12.0 Sichtdreiecke 

Die erforderlichen Sichtdreiecke bei öffentlichen Kreuzungen und Einmündungen 
von öffentlichen Straßen sind von sichtbehindernden Anlagen aller Art freizuma-
chen bzw. freizuhalten, die mehr als 80 cm über die Fahrbahnoberfläche der 
Kreisstraße ragen. Einzelne Bäume, Lichtmasten, Lichtsignalgeber und ähnliches 
sind innerhalb der Sichtfelder möglich, wenn sie den wartepflichtigen Fahrern die 
Sicht auf bevorrechtigte Fahrzeuge oder nichtmotorisierte Verkehrsteilnehmer 
nicht verdecken. 

 
13.0 Anpflanzungen (Art. 30 BayStrWG) 

Bei der Anpflanzung von Bäumen ist ein Mindestabstand von 4,0 m vom 
befestigten Fahrbahnrand der Kreisstraße einzuhalten. 
Zu Neubepflanzungen des Straßenkörpers ist nur der Träger der Straßenbaulast 
befugt. Eine Neupflanzung von Einzelbäumen innerhalb der Sichtdreiecke bedarf 
der Zustimmung der Kreisstraßenverwaltung im Einzelfall. 
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14.0 Oberflächenwasser (Art. 9 und 10 BayStrWG) 
Oberflächenwasser aller Art (z.B. von Dächern und Zufahrten) sowie Hausab-
wasser darf nicht auf Straßengrund bzw. in die Straßenentwässerungsanlagen 
abgeleitet werden. 

Für Schäden oder Nachteile die dem Grundstück oder den Anlagen des Antrag-
stellers durch Straßenoberflächenwasser erwachsen, stehen dem Bauwerber oder 
seinem Rechtsnachfolger keine Ersatzansprüche durch den Straßenbaulastträger 
zu. 
 

15.0 Stellplätze 
Für die Ermittlung des Stellplatzbedarfs ist die zum Zeitpunkt der Bekanntmachung 
der 2. Änderung des Beabauungsplans Waldstraße gültige Stellplatzsatzung der 
Gemeinde Tiefenbach maßgeblich. 

 
16.0 Pferdehaltung 

Die am 16.11.2011 rechtmäßig genehmigte Pferdehaltung auf dem Grundstück 
Flur-Nr. 586/33 bleibt von den Festsetzungen dieses Bebauungsplans unberührt 
(Bestandsschutz). Sie kann weiterhin im bisherigen Umfang genutzt werden. 
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 Schema – Schnitte  ohne Maßstab 
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 Hinweise 

  
Es gelten weiterhin die Hinweise mit Ausnahme von Punkt 18.0 der Urfassung. 
Der Hinweis 20.0 zu Lärmschutz wurde ergänzt. 
Der Hinweis 21.0 zu Gas-Hochdruckleitung wurde ergänzt 
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20.0 Lärmschutz : 

Im Plangebiet sind maßgebliche Außenlärmpegel bis zu 67 dB zu erwarten. Dies 
entspricht dem Lärmpegelbereich IV.  

Auf die schalltechnische Untersuchung „Schalltechnische Untersuchung Bebau-
ungsplan Waldstraße der Gemeinde Tiefenbach - Änderung mit Deckblatt 2“ der 
ACCON GmbH, Bericht Nr. ACB-0725-256116/02 vom 02.07.2025, wird 
hingewiesen. 

 

21.0 Gas-Hochdruckleitung 

Im Plangebiet befindet sich eine Gashochdruckleitung der Stadwerke Passau 
(siehe Planliche Festsetzungen). Die Schutzstreifenbreite beträgt insgesamt 6 m 
(3 m beiderseits der Leitungsachse). Innerhalb des Schutzstreifens dürfen keine 
Gebäude oder baulichen Anlagen errichtet werden. Ferner ist der Schutzstreifen 
von Pflanzenbewuchs freizuhalten. 
Darüber hinaus dürfen keine sonstigen Einwirkungen vorgenommen werden, die 
den Bestand oder Betrieb der Gashochdruckleitung beeinträchtigen oder gefähr-
den. So ist u. a. auch das Errichten von Dauerstellplätzen sowie das Lagern von 
schwer zu transportierenden Materialien unzulässig. 
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 Begründung / Ziele, Grundlagen und Inhalte 

1. Planungsanlass und Entwicklungsziel 

1.1 Bedarfsanmeldung Dritter 

 Mit Schreiben vom 30.06.2024 beantragt ein Grundstückseigentümer die 
Änderung des Bebauungsplans MI „Waldstraße“ von einem Mischgebiet zu einem 
Allgemeinen Wohngebiet mit Deckblatt Nr. 2. Mit dem Antrag soll Wohnbaurecht in 
der Zone I des Baugebiets generiert werden. 

1.2 Änderungsbeschluss 

 Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde befürwortet das Vorhaben und hat 
in der Sitzung am 16.07.2024 den Änderungsbeschluss gefasst. 
 

2. Entwicklungsziel 

 Ziel der Deckblattänderung ist es, die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen 
für weitere Wohnbebauung in einem für den Ort verträglichen Rahmen zu 
schaffen.  
Aus städtebaulicher Sicht ist eine Entwicklung zum Allgemeinen Wohngebiet in dem 
Bereich sinnvoll, um auch unter Einbeziehung des östlich gelegenen, sich in der 
Aufstellung befindenden Bebauungsplan „Am Jackinger Berg“, den Wohngebiets-
charakter im gesamten Bereich zu gestalten. 
 

3. Planungsrechtliche Voraussetzungen 

3.1 Verfahren 

 Als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ kann das „beschleunigte Verfahren“ 
nach § 13a BauGB angewandt werden. 
Die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des beschleunigten Verfahrens stellen 
sich wie folgt dar: 

• Das Planungsgebiet liegt innerhalb eines bebauten Ortsteiles. Die Änderung 
des Bebauungsplans zielt auf Fortentwicklung insbesondere der Wohnbebau-
ung innerhalb des gegebenen Siedlungsbereichs indem die Art der Nutzung 
vom Mischgebiet zum allgemeinen Wohngebiet geändert wird 

• Die zulässige Grundfläche liegt bei einer Gesamtfläche des 
Geltungsbereiches von ca. 8.000 m2 deutlich unterhalb der zulässigen 
Höchstgrenze von zwei Hektar 

• Aufgrund der Bebauungsplanänderung werden keine der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b 
BauGB genannten Schutzgüter (Flora-Fauna-Habitat- und 
Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt und es sind keine Pflichten nach § 50 Satz 
1 BImSchG zu berücksichtigen. 

• Die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist gemäß Anlage 1 UVPG für das 
geplante Vorhaben nicht erforderlich. Für eine Beeinträchtigung der in § 1 
Abs. 6 Nr. 7 Baugesetzbuch (BauGB) genannten Schutzgüter durch die Än-
derung des Bebauungsplanes gibt es keine Anhaltspunkte. Es bestehen keine 
Anhaltspunkte, dass bei der Planung des Vorhabens Pflichten zur Vermeidung 
oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 
Bundes-Immissionsschutzgesetz zu beachten sind. 
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 Dementsprechend vereinfacht sich das Verfahren folgendermaßen: 

• keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 

• die frühzeitige Bürger- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 
entfällt 

• die Ausgleichsverpflichtung nach § 1a Abs. 3 BauGB entfällt 

• auf die Angaben, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind (nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB), wird verzichtet 

• keine zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB 

• kein Monitoring gemäß § 4c BauGB. 

3.2 Flächennutzungsplan 

 In dem seit 02.11.2004 rechtswirksamen Flächennutzungs- und Landschaftsplan 
der Gemeinde Tiefenbach ist die Fläche größtenteils als „Mischgebiet“ (MI) 
dargestellt. 
Lediglich der westliche Rand des Geltungsbereichs überlagert einen Grünflächen-
bereich. 
Im beschleunigten Verfahren ist auch die Aufstellung oder Änderung eines Bebau-
ungsplans möglich, der nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt ist. 

Der Flächennutzungsplan wird nach Inkrafttreten des Bebauungsplans durch Deck-
blatt Nr. 24 zum Flächennutzugsplan redaktionell angepasst (§ 13a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB).  
Der redaktionell überarbeitete Flächennutzungsplan wird ortsüblich bekannt ge-
macht. 

3.3 Größe, Lage und Beschaffenheit des Grundsücks 

 Der Geltungsbereich des Deckblatts Nr. 2 umfasst die Grundstücke mit den Flur-
Nrn. 586, 586/30, 586/32, 586/33, 586/34 und einer Teilfläche von 586/31, jeweils 
Gemarkung Tiefenbach, Nähe Waldstraße und hat eine Größe von 8.207 m².  

Der Geltungsbereich liegt östlich der Ortsmitte von Tiefenbach. 
Das Grundstück weist von Ost nach West ein Gefälle auf. Der Höhenunterschied 
beträgt ca. 9,0 m. 

3.4 Schutzgebiete/Denkmalschutz 

 Amtlich festgesetzte Schutzgebiete wie z.B. Landschaftsschutzgebiete, Naturparks,  
EU-Vogelschutzgebiete, Naturschutzgebiete sind auf dem Geltungsbereich nicht 
vorhanden. Ebenso fehlen kartierte Biotope. 
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im Geltungsbereich keine Bodendenkmäler 
oder Baudenkmale bekannt. 
 

4. Lage des Plangebietes und Geltungsbereich 

4.1 Besitzverhältnisse der betroffenen Grundstücksflächen 

 Alle Grundstücksflächen sind in privatem Eigentum. 

4.2 Städtebauliche Bestandsaufnahme 

 a) Lage 

 Der Geltungsbereich des Deckblatts Nr. 2 liegt ca. 1 km östlich der Ortsmitte von 
Tiefenbach. Im Norden wird der Geltungsbereich durch die Nibelungenstraße 
(Kreisstraße PA 1) begrenzt. Die PA 1 stellt die Haupterschließung der Gemeinde 
Tiefenbach von der B 85 kommend dar. Die Abgrenzung des Planungsgebietes 
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erfolgt im wesentlichen entsprechend den bestehenden Flurgrenzen. 

 b) Art und Maß der Nutzung 

 Entsprechend den planlichen Festsetzungen (siehe Anhang 2) ist der Planbereich 
in zwei Zonen unterschiedlicher Art der Nutzung aufgeteilt: 
Zone 1 nördlich der privaten Erschließungsfläche, angrenzend an 
Nibelungenstraße MI Mischgebiet, unzulässig sind Wohngebäude; 
 
Zone 2 südlich der privaten Erschließungsfläche, 
MI Mischgebiet, unzulässig sind Gewerbebetriebe, Tankstellen, Vergnügungsstät-
ten; 
In beiden Zonen sind 2 Vollgeschosse als Höchstgrenze festgesetzt. 
Die bestehenden Nutzungen der bebauten Grundstücke entsprechen überwiegend 
den o.g. Festsetzungen. Im Bereich des Geschäfts- und Bürogebäudes (Parzelle 
1) wurden in der Vergangenheit auch Einheiten zu Wohnzwecken umgenutzt. 

An der westlichen Grundstücksgrenze von Flur-Nr. 586/33 befindet sich ein ge-
nehmigter Pferdestall für 2 Pferde (Tekturbescheid vom 16.11.2011), siehe hierzu 
auch unter Punkt 4.1. 

 c) Verkehrliche Erschließung 

 Die Grundstücke im Planbereich des Deckblatts Nr. 2 sind durch eine private Ver-
kehrsfläche erschlossen. Der in den planlichen Festsetzungen dargestellte Wen-
dehammer ist derzeit nicht ausgebaut. 

 d) Baustruktur, Landschaftsbild 

 Die Baustruktur im Planbereich des Deckblatts Nr. 2 ist von 1- und 2-Familien-
wohnhäusern, sowie auf Flur-Nr. 586/34 durch ein Geschäfts- und Bürohaus ge-
prägt. Die bestehenden Gebäude weisen Satteldächer auf. 

 e) Vegetation 

 Die Durchgrünung des Planbereichs entspricht mit Ausnahme der noch unbebau-
ten Parzelle Nr. 3 der üblichen Ausformung von Hausgärten.  
Die im Bebauungsplan bisher festgesetzten Grünordnungsmaßnahmen wurden 
umgesetzt. 

 f) Infrastruktur 

 Kindergarten und Schule, sowie die Versorgungseinrichtungen für den täglichen 
Bedarf liegen in der etwa 1,0 km entfernten Ortsmitte von Tiefenbach. Anbindung 
an den öffentlichen Nahverkehr ist in unmittelbarer Nähe durch eine Haltestelle an 
der Nibelungenstraße gegeben. 

 g) Technische Infrastruktur 

 Entwässerung Gemeindliches Kanalnetz: Mischwasserkanal 

 Wasserversorgung Ortswassernetz der Stadtwerke Passau 

 Löschwasserver- 
sorgung 

Das Plangebiet befindet sich im Einzugsbereich (innerhalb  
300 m) des Löschwasserbehälters Schwaiberg. Somit ist die 
Löschwasserversorgung von 48 m³/h für 2h gesichert. 

 Stromversorgung niederspannungsseitige Verkabelung durch die E.ON 
Bayern AG vorhanden. 

 Gasversorgung Ortsnetz der Stadtwerke Passau 
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 Müllbeseitigung ZAW Donau-Wald 
Der private Wohnweg wird von der ZAW nicht befahren, da 
derzeit keine Wendemöglichkeit besteht. Die Tonnen werden 
an den Entleerungstagen im Bereich der Waldstrasse aufge-
stellt. 

 Telekommunikation Telekommunikationsnetz der Deutschen Telekom 
 

4. Planungskonzept 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

 Die bisher im Geltungsbereich des Deckblatts Nr. 2 festgesetzte Nutzung als MI 
Mischgebiet (§ 6 BauNVO) wird aufgehoben. Festgesetzt wird ein WA Allgemeines 
Wohngebiet (§ 4 BauNVO). Im allgemeinen Wohngebiet sind zulässig 
1. Wohngebäude, 
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaf-
ten sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 
Die Änderung des Bebauungsplans zielt auf die Fortentwicklung der Wohnbebau-
ung innerhalb des gegebenen Siedlungsbereichs hin, indem die Art der Nutzung 
vom Mischgebiet zum allgemeinen Wohngebiet geändert wird. 
Die bestehenden Nutzungen der bebauten Grundstücke erfüllen o.g. Kriterien.  

An der westlichen Grundstücksgrenze von Flur-Nr. 586/33 befindet sich ein geneh-
migter Pferdestall für 2 Pferde (Tekturbescheid vom 16.11.2011). Zur Beurteilung 
der planungsrechtlichen Zulässigkeit eines Pferdestalls im allgemeinen Wohngebiet 
kann auf die Rechtssprechung verwiesen werden: 
"In besonders gelagerten Fällen kann aber auch in allgemeinen Wohngebieten eine 
Pferdehaltung zulässig sein, etwa wenn ein Pferdestall auf einem weiträumigen 
Grundstück derart am Ortsrand errichtet ist, dass er mehr der freien Landschaft als 
einem Wohngebiet zugeordnet werden könnte (Oberverwaltungsgericht Rheinland-
Pfalz, Urteil vom 30. April 2010 - 1 A 11294/09.OVG -, juris für den Fall der Haltung 
von drei Reitpferden; Bay. VGH,BauR 2010, 193 für den Fall der Haltung eines 
Pferdes und eines Esels; VG Koblenz, Urteil vom 10. Mai 2011 - 7 K 1111/10.KO -, 
juris für den Fall der Haltung von vier Kleinpferden)." 
Die angeführten Tatbestände sind auch für Flur-Nr. 586/33 anwendbar. Der Pferde-
stall befindet sich in Randlage(siehe Luftaufnahme), Koppel und Weideflächen 
grenzen westlich in der freien Landschaft an. 
 

4.2 Maß der baulichen Nutzung 

 Das Maß der baulichen Nutzung wird entsprechend der bisherigen Planung 
beibehalten mit Grundflächenzahl (GRZ) 0,3 und Geschossflächenzahl (GFZ) 0,6. 
Die Beschränkung der maximal zulässigen Wohneinheiten je Gebäude wird aufge-
hoben. 
 

4.3 Bauweise 

 Die textlichen Festsetzungen zur Bauweise werden entsprechend der bisherigen 
Planung beibehalten. 
 

4.4 Baugrenzen 

 Die Baugrenzen im Bereich der Parzelle 3 werden entsprechend der zukünftigen 
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Nutzung als Wohnbaufläche erweitert. Durch Schaffung von weiteren Wohnbauflä-
chen wird der vom Gesetzgeber gewünschten Nachverdichtung Rechnung getra-
gen. Auf der Ebene der kommunalen Bauleitplanung hat der Gesetzgeber den 
sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden im Baugesetzbuch 
(BauGB) verankert, § 1a Absatz 2 legt fest: "Mit Grund und Boden soll sparsam und 
schonend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen 
Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der 
Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch ... Nachverdichtung ... zu nutzen 
sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen“. 

Im Bereich der Parzelle Nr. 5 werden die Baugrenzen entsprechend zwischenzeit-
lich errichteter weiterer Nebengebäude ergänzt. 
 

4.5 Geländeveränderung 

 Die bisherigen Festsetzungen zu Geländeveränderungen sind sehr allgemein 
gehalten. Diese werden mit Deckblatt Nr. 2 folgendermaßen präzisiert: 
Aufschüttungen und Abgrabungen sind bis zu 1,50 m zu-lässig. Böschungen dürfen 
nicht steiler als 1:1,5 ausgebildet werden. Sie müssen ausgerundet an das 
ursprüng-liche Gelände an der Grundstücksgrenze anschließen. 
 

4.6 Besondere Festlegungen 

 Die textlichen Festsetzungen zur Gestaltung der Vorgärten (unter Punkt 6.0) entfal-
len, denn nach Art 7 Abs. 1 Satz 2 BayBO (Begrünung) sind ohnehin alle nicht mit 
Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbaute Flächen der 
bebauten Grundstücke zu begrünen oder zu bepflanzen.  
 

4.7 Garagen und Nebengebäude 

 Die bisherigen textlichen Festsetzungen bezüglich der Grenzgaragen entfallen.  
Der Bezug auf Art. 7 Abs. 4 BayBO ist nicht mehr stimmig, da die Artikel der 
BayBO im Jahr 2008 sowohl inhaltlich als auch numerisch neu geordnet wurden. 
Seit 2008 maßgeblich Art. 6 Abs. 7 Abs. 1 Nr. 1 BayBO (mittlere Wandhöhe max.  
3,0 m; max. Länge 9,0 m; keine Beschränkung der Grundfläche).  
Es sind jedoch keine weiteren textlichen Festsetzungen in Deckblatt Nr. 2 zu 
treffen, da die Vorschriften der BayBO ohnehin einzuhalten sind. 
 

4.8 Gestaltung der baulichen Anlagen  

 Die immissionsschutztechnischen Festsetzungen (Pkt. 8.5) für die Parzellen Nr.  
4 und 5 entfallen, da durch Änderung der Nutzungsart der nördlich angrenzenden 
Flächen von MI Mischgebiet zu WA allgemeinen Wohngebiet bisher mögliche 
Emissionsorte aus dem Mischgebiet entfallen sind. 

 Die Lärmsituation im Plangeltungsbereich wurde untersucht. Es zeigt sich, dass 
die Orientierungswerte des Beiblattes 1 der DIN 18005 „Schallschutz im Städte-
bau“ für Verkehrslärm in allgemeinen Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 
dB(A) nachts sowie die zusätzlich zur Beurteilung herangezogenen Grenzwerte 
der 16. BImSchV von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts nicht auf der ganzen 
Baufläche eingehalten werden. Aktive Schallschutzmaßnahmen, die gegenüber 
passiven grundsätzlich zu bevorzugen sind, wurden im Zusammenhang mit der 
Planung geprüft. Nach Abwägung der möglichen Maßnahmen wird kein aktiver 
Lärmschutz verwirklicht und es werden ausschließlich passive Schallschutzmaß-
nahmen für Vorhaben, die nach Inkrafttreten der Änderung des Bebauungs-
plans Waldstraße durch Deckblatt Nr. 2 realisiert werden, festgesetzt.  
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Aufgrund der Orientierungswertüberschreitungen werden als Maßnahme vorrangig 
eine Grundrissgestaltung mit der Ausrichtung von schutzbedürftigen Räumen zu 
den von den Verkehrswegen abgewandten Fassadenseiten empfohlen. Ersatz-
weise oder ergänzend werden als passive Schallschutzmaßnahmen fensterunab-
hängige schallgedämmte Belüftungen für Schlafräume mit nächtlichen Außen-
geräuschpegeln über 45 dB(A) festgesetzt. Da die konkrete Bauplanung zur Folge 
haben kann, dass auch an verkehrslärmzugewandten Fassaden bzw. in Teil-
bereichen dieser Fassaden der nächtliche Außengeräuschpegel von 45 dB(A) 
eingehalten wird, kann von den vorstehenden Anforderungen zum Schallschutz 
abgewichen werden, wenn im Rahmen eines Einzelnachweises ermittelt wird, 
dass aufgrund der Bauhöhe, Position oder Ausrichtung des Gebäudes, zwischen-
zeitlich veränderter Bebauung in der Umgebung oder dauerhaft verringerter Lärm-
emissionen der Straße an dem belüftungsrelevanten Fenster der Beurteilungs-
pegel von 45 dB(A) durch Verkehrslärm, ermittelt auf Grundlage der zum Zeitpunkt 
der Bauantragstellung gültigen Regeln zur Ermittlung der Geräuscheinwirkungen 
durch Straßenlärm, nicht überschritten wird.  
Fenster in Fassaden mit Grenzwertüberschreitungen, die zu schützenswerten 
Räumen führen, sind so auszuführen, dass sie sich im täglichen Gebrauch nicht 
öffnen lassen. Die Eingrenzung „im täglichen Gebrauch“ lässt ein Offnen der 
Fenster durch Spezialwerkzeuge für einen berechtigten Personenkreis zu. Somit 
ist die Reinigung der Fenster von außen ohne größeren Aufwand wie Gerüst oder 
Hubbühne möglich.  

Durch die Gebäude werden sich hinreichend geschützte Außenwohnbereiche er-
geben, in denen die Orientierungswerte für den Tageszeitraum eingehalten wer-
den.   
 

4.9 Pferdehaltung 

 Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich auf dem Grundstück Flur-
Nr. 586/33 ein am 16.11.2011 genehmigter Pferdestall für zwei Pferde. Dieser 
Stall grenzt westlich unmittelbar an die freie Landschaft an. Von der Anlage gehen 
aufgrund der geringen Größe keine erheblichen Immissionen aus, die einer Wohn-
nutzung entgegenstehen würden.  
Die Gemeinde trägt mit dieser Festsetzung dem Bestandsschutz der rechtmäßig 
genehmigten Anlage Rechnung und schafft zugleich die Möglichkeit, im Einzelfall 
private, nicht störende Pferdehaltung in begrenztem Umfang zuzulassen. 
 

5. Eingriffsregelung 

 Ein Ausgleich ist nicht erforderlich für Bebauungspläne der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB mit einer zulässigen 
Grundfläche von weniger als 20.000 m² (§ 13a Abs. 1 S. 2Nr. 1 BauGB). Das Ver-
meidungsgebot ist jedoch auch in diesen Fällen zu beachten. 

Festsetzungen und Hinweise die zur Vermeidung von Beeinträchtigungen führen 
bestehen: 
- zur Reduzierung des Versiegelungsgrades durch versickerungsfähige Beläge bei 
Grundstückszufahrten (Hinweise Punkt 11.0) 
- zum Schutz des Oberbodens (Hinweise Punkt 11.0) 
- zur Ableitung von Oberflächenwasser (Hinweise Punkt 12.0) 
- zur Nutzung von Oberflächenwasser (Hinweise Punkt 19.0) 
- zur naturnahen Gestaltung der priv. Grünflächen (textl. Festsetzungen Pkt. 10.) 
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6. Anhänge / Anlagen zur Begründung 

 Anhang 1 B-Plan MI Waldstraße Ursprung  M 1:1000  
Anhang 2 B-Plan MI Waldstraße Deckblatt Nr. 1 M 1:1000 
Anhang 3 Luftaufnahme M 1:1000 
Anhang 4 Flächennutzungsplan Bestand M 1:2000 
Anhang 5 Flächennutzungsplan Berichtigung M 1:2000 
 
Anlage 1 Schalltechnische Untersuchung der ACCON GmbH   
 Bericht Nr. ACB-0725-256116/02 vom 02.07.2025 
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